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Geſetzbllatt 
für die Freie Stadt Danzi 


Nr. 82 Ausgegeben Danzig, den 22. Dezember 1937 
Ta g Inhalt: Seite 
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zur Sicherung der Frühjahrsdüngung und Saatgutverſorgung für das Wirtſchaftsjahr 1938. 
Vom 13. Dezember 1937. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 68, 89 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung des Geſetzes vom 
5, Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 


8 1 

Wegen der Anſprüche aus der Lieferung von Düngemitteln ſowie von Saatgut, welches zur Saat 
beſonders zugerichtet iſt, von anerkanntem Originalſaatgut und anerkannten Abſaaten, welche von dem 
Eigentümer, Eigenbeſitzer, Nutznießer oder Pächter landwirtſchaftlicher Grundſtücke im Nahmen der bis⸗ 
herigen Wirtſchaftsweiſe in der für derartige Geſchäfte üblichen Art für das Erntejahr 1938 zur Steige⸗ 
rung des Ernteertrages beſchafft und verwendet werden, hat der Gläubiger ein geſetzliches Pfandrecht an 
den im Erntejahr 1938 anfallenden Früchten der zum Betrieb gehörenden Grundſtücke, auch wenn die 
Früchte noch nicht von dem Grundſtück getrennt worden ſind. Das Pfandrecht gilt nur inſoweit, als 
der Gläubiger im Beſitze eines von der zuſtändigen Kreisbauernſchaft ausgeſtellten Frühjahrskredit⸗ 
ſcheines iſt und erſtreckt ſich nicht auf die der Pfändung nicht unterworfenen Früchte. 

Die Vorſchrift des Abſ. 1 gilt auch für Anſprüche aus Darlehen, die von dem Eigentümer, Eigen⸗ 
beſitzer, Nutznießer oder Pächter zur Bezahlung dieſer Lieferungen ſowie von Arbeiten zur Pflege der 
Saaten und Einbringung der Ernte ſowie zur Bezahlung von Futtermitteln in der für derartige 
Geſchäfte üblichen Art aufgenommen werden. 


8 2 

Auf das Pfandrecht finden die Vorſchriften der 8s 560, 561 Abſ. 2, $ 562 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs entſprechende Anwendung. 

Das Pfandrecht geht allen an den Früchten beſtehenden dinglichen Rechten im Range vor. 

Sind mehrere Gläubiger der in 8 1 bezeichneten Art vorhanden, ſo haben deren Anſprüche unter⸗ 
einander gleichen Rang. 

8 3 

Sowohl der Pfandgläubiger wie der Schuldner kann nach Beginn der Ernte jederzeit, auch vor 
Fälligkeit der Forderung, verlangen, daß aus den dem Pfandrecht unterliegenden Früchten eine Menge, 
die zur Sicherung der Forderung ausreicht, ausgeſchieden, als dem Pfandrecht unterliegend kenntlich 
gemacht und geſondert aufbewahrt wird. Geſchieht dies, ſo beſchränkt ſich das Pfandrecht auf dieſe 
Menge; 8 560 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet keine Anwendung. 

Die Zwangsvollſtreckung wegen des dem Pfandgläubiger nach Abſ. 1 Satz 1 zuſtehenden An⸗ 
ſpruchs geſchieht im Wege der Pfändung eines zur Sicherung der Forderung ausreichenden Teils der 
dem Pfandrecht unterliegenden Früchte. Der Anſpruch kann auch im Verfahren auf Erlaß einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung geltend gemacht werden; der Glaubhaftmachung einer Gefährdung im Sinne des 
8 935 der Zivilprozeßordnung bedarf es nicht. 
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8 4 
Das Pfandrecht erliſcht mit dem Ablauf des 31. März 1939, wenn es nicht vorher gerichtlich 
insbeſondere nach $ 805 der Zivilprozeßordnung geltend gemacht worden iſt. 


8 5 

Die in dem $ 1 bezeichneten Anſprüche haben in einem künftigen Zwangsverſteigerungs- oder 
Zwangsverwaltungsverfahren den im § 10 Abſ. 1 Nr. 1 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes bezeichneten 
Rang. 

Das Vorrecht des Abſ. 1 erliſcht, wenn die Zwangsverwaltung oder Zwangsverſteigerung nicht 
bis zum 31. März 1939 beantragt wird. Iſt innerhalb dieſer Friſt die Zwangsverwaltung bean⸗ 
tragt, ſo beſteht das Vorrecht in der Zwangsverſteigerung nur, wenn die Zwangsverwaltung bis zum 
Zuſchlag fortdauert. Hat der Eigentümer eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks gemäß § 1 der Ver⸗ 
ordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 22. September 1933 (G. Bl. 
S. 444) in der Faſſung der Verordnung vom 23. Oktober 1937 (G. Bl. S. 561) den Antrag auf Ein- 
leitung des Entſchuldungsverfahrens geſtellt, ſo erliſcht das Vorrecht des Abſ. 1 früheſtens dann, wenn 
der Gläubiger die Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung des Grundſtücks nicht binnen drei 
Monaten nach Beendigung des Entſchuldungsverfahrens beantragt. 


86 

Die in $ 4 Ziff. 3 und 4 der Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhält⸗ 
niſſe vom 22. 9. 1933 (G. Bl. S. 444) in der Faſſung der Verordnung vom 23. Oktober 1937 
(G. Bl. S. 561) vorgeſehenen Beſchränkungen der Zwangsvollſtreckung ſtehen der P Zwangsvollſtreckung 
wegen der in 88 1 und 3 bezeichneten Anſprüche in die dem Pfandrecht unterliegenden Früchte nicht 
entgegen. 

Bei einem Erbhof unterliegt die Vollſtreckung wegen der in SS 1 und 3 bezeichneten Anſprüche 
nicht den aus § 39 Abſ. 2 bis 4 in Verbindung mit $ 59 Abſ. 1 der end babnngchttung vom 15. Mai 
1937 (G. Bl. S. 359) ſich ergebenden Beſchränkungen. 


8 7 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit Geldſtrafe bis zu 10000, — Gulden wird beſtraft, 
wer in der Abſicht, ſich der Erfüllung der in den 88 1 bis 3 bezeichneten Werbinctusgen zu entziehen, 
Früchte beiſeite ſchafft. 
Der Verſuch iſt ſtrafbar. 
Die Verfolgung tritt nur auf den Antrag eines der im $ 1 bezeichneten Glaube ein. Der 
Antrag kann zurückgenommen werden. ; 


8 8 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. Dezember 1937 in Kraft. ; 
Danzig, den 13. Dezember 1937. ur 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
L. 169, 0 Greiſer Rettelsky 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


